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ÄNDERUNGSANTRÄGE 001-116 
vom Ausschuss für Verkehr und Tourismus

Bericht
Gesine Meissner A8-0326/2018
Hafenauffangeinrichtungen für die Entladung von Abfällen von Schiffen

Vorschlag für eine Richtlinie (COM(2018)0033 – C8-0014/2018 – 2018/0012(COD))

_____________________________________________________________

Änderungsantrag 1

Vorschlag für eine Richtlinie
Titel 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Vorschlag für eine Vorschlag für eine

RICHTLINIE DES EUROPÄISCHEN 
PARLAMENTS UND DES RATES

RICHTLINIE DES EUROPÄISCHEN 
PARLAMENTS UND DES RATES

über Hafenauffangeinrichtungen für die 
Entladung von Abfällen von Schiffen, zur 
Aufhebung der Richtlinie 2000/59/EG und 
zur Änderung der Richtlinien 2009/16/EG 
und 2010/65/EU

über Hafenauffangeinrichtungen für die 
Entladung von Abfällen von Schiffen, zur 
Aufhebung der Richtlinie 2000/59/EG und 
zur Änderung der Richtlinien 2005/35/EG, 
2009/16/EG und 2010/65/EU

(Diese Änderung steht im Zusammenhang mit der Änderung hinsichtlich Artikel 20a (neu), 
mit der vorgeschlagen wird, die Begriffsbestimmung für Schadstoffe in der Richtlinie über die 

Meeresverschmutzung durch Schiffe zu ändern.)
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Änderungsantrag 2

Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 1 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(1a) Im Ziel für nachhaltige 
Entwicklung Nr. 14 der Vereinten 
Nationen wird auf die Bedrohungen 
aufgrund der Verschmutzung der Meere, 
der Nährstoffanreicherung, der 
Ressourcenverknappung und des 
Klimawandels hingewiesen, die allesamt 
in erster Linie vom Menschen verursacht 
werden. Diese Bedrohungen erhöhen den 
Druck auf die Ökosysteme wie etwa auf 
biologische Vielfalt und natürliche 
Infrastruktur und schaffen weltweite 
sozioökonomische Probleme, die unter 
anderem Risiken für Gesundheit und 
Sicherheit sowie finanzielle 
Unwägbarkeiten nach sich ziehen. Die 
Europäische Union muss tätig werden, 
damit die Meeresfauna geschützt wird 
und Menschen, die – im Beruf, als 
Ressource oder in der Freizeit – auf die 
Ozeane angewiesen sind, unterstützt 
werden. 

Änderungsantrag 3

Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 4

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(4) In den letzten beiden Jahrzehnten 
wurden am MARPOL-Übereinkommen 
und seinen Anhängen wichtige 
Änderungen vorgenommen, mit denen 
strengere Normen und Verbote für das 
Einbringen von Abfällen von Schiffen auf 
See eingeführt wurden.

(4) In den letzten beiden Jahrzehnten 
wurden am MARPOL-Übereinkommen 
und seinen Anlagen wichtige Änderungen 
vorgenommen, mit denen strengere 
Normen für die Entladung von Abfällen 
und Verbote für das Einbringen von 
Abfällen von Schiffen auf See eingeführt 
wurden.

Änderungsantrag 4
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Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 5 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(5a) Die Union sollte sich jedoch 
weiterhin in der Internationalen 
Seeschifffahrtsorganisation (IMO) um ein 
Verbot des Einleitens von Abwässern aus 
offenen Nass-Scrubbern und bestimmten 
Ladungsrückständen bemühen, damit für 
seetüchtige und in der Binnenschifffahrt 
in der Union eingesetzte Wasserfahrzeuge 
gleichermaßen strenge Regeln gelten.

Änderungsantrag 5

Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 5 b (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(5b) Die Mitgliedstaaten sollten dazu 
angehalten werden, das Einbringen von 
Abwässern aus offenen Nass-Scrubbern 
und bestimmter Ladungsrückstände in 
ihren Hoheitsgewässern zu verbieten.

Änderungsantrag 6

Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 5 c (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(5c) Das übergeordnete Ziel der 
Richtlinie besteht darin, das Einbringen 
von Abfällen von Schiffen ins Meer zu 
verhindern. Daher sollten Abfälle von 
Reparaturarbeiten und Sedimente von 
Reinigungsarbeiten oder von der 
Reparatur von Ballasttanks nicht in den 
Geltungsbereich dieser Richtlinie fallen, 
da diese Abfälle stets an Land entladen 
werden, wenn sich ein Schiff am 
Liegeplatz oder in einem Trockendock 
befindet. Abfälle von Reparaturarbeiten 
und Sedimente von Reinigungsarbeiten 
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oder von der Reparatur von Ballasttanks 
werden durch das EU-Abfallrecht bzw. 
das Ballastwasser-Übereinkommen der 
IMO geregelt.

Änderungsantrag 7

Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 7

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(7) Trotz dieser regulatorischen 
Entwicklungen kommt es jedoch noch 
immer vor, dass Abfälle auf See 
eingebracht werden. Dies ist auf eine 
Kombination von Faktoren 
zurückzuführen, nämlich dass in den Häfen 
nicht immer geeignete 
Hafenauffangeinrichtungen verfügbar sind, 
dass die Vorschriften häufig unzureichend 
durchgesetzt werden und dass es an 
Anreizen für die Entladung der Abfälle an 
Land mangelt.

(7) Trotz dieser regulatorischen 
Entwicklungen kommt es jedoch noch 
immer vor, dass Abfälle auf See 
eingebracht werden, was immense Kosten 
für Umwelt, Gesellschaft und Wirtschaft 
verursacht. Dies ist auf eine Kombination 
von Faktoren zurückzuführen, nämlich 
dass in den Häfen nicht immer geeignete 
Hafenauffangeinrichtungen verfügbar sind, 
dass die Vorschriften häufig unzureichend 
durchgesetzt werden und dass es an 
Anreizen für die Entladung der Abfälle an 
Land mangelt.

Änderungsantrag 8

Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 7 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(7a) Trotz bereits erzielter 
Verbesserungen fallen insbesondere auf 
Kreuzfahrtschiffen unter Umständen 
immer noch viele Lebensmittelabfälle an. 
Die Bewirtschaftung von 
Lebensmittelabfällen ist nach wie vor ein 
Bereich, in dem die Entwicklung von 
Verfahren zur getrennten 
Abfallsammlung und zur 
Wiederverwendung angezeigt ist.

Änderungsantrag 9
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Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 7 b (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(7b) Initiativen der Fischereiwirtschaft 
zur Verringerung von Fischereiabfällen 
oder zur Bergung von Kunststoffabfällen 
wie etwa verloren gegangenem Fanggerät 
sollten begrüßt werden.

Änderungsantrag 10

Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 8

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(8) Wie aus der REFIT-Bewertung der 
Richtlinie 2000/59/EG hervorgeht, hat die 
Richtlinie seit ihrem Inkrafttreten dazu 
beigetragen, die Abfallmengen, die in 
Hafenauffangeinrichtungen entladen 
werden, zu erhöhen, und hat damit einen 
maßgeblichen Anteil daran, dass weniger 
Abfälle auf See eingebracht werden.

(8) Gemäß der Richtlinie 2000/59/EG 
müssen alle Schiffe, die einen 
europäischen Hafen anlaufen, bereits 
einen Beitrag zu den Kosten der 
Hafenauffangeinrichtungen leisten, auch 
wenn sie diese nicht nutzen. Wie aus der 
REFIT-Bewertung der Richtlinie 
2000/59/EG hervorgeht, hat die Richtlinie 
somit seit ihrem Inkrafttreten dazu 
beigetragen, die Abfallmengen, die in 
Hafenauffangeinrichtungen entladen 
werden, zu erhöhen, und hat damit einen 
maßgeblichen Anteil daran, dass weniger 
Abfälle auf See eingebracht werden.

Änderungsantrag 11

Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 9

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(9) Die REFIT-Bewertung hat auch 
gezeigt, dass die Richtlinie 2000/59/EG 
aufgrund von Widersprüchlichkeiten im 
Vergleich zum MARPOL-Rahmen nicht in 
vollem Umfang wirksam war. Darüber 
hinaus haben die Mitgliedstaaten die 
zentralen Konzepte der Richtlinie wie die 
Angemessenheit der Einrichtungen, die 

(9) Die REFIT-Bewertung hat auch 
gezeigt, dass die Richtlinie 2000/59/EG 
aufgrund von Widersprüchlichkeiten im 
Vergleich zum MARPOL-Rahmen nicht in 
vollem Umfang wirksam war. Darüber 
hinaus haben die Mitgliedstaaten die 
zentralen Konzepte der Richtlinie wie die 
Angemessenheit der Einrichtungen, die 
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Voranmeldung von Abfällen und die 
obligatorische Entladung von Abfällen in 
Hafenauffangeinrichtungen sowie die 
Ausnahmen für Schiffe im Liniendienst 
unterschiedlich ausgelegt. In der 
Bewertung wurden eine stärkere 
Harmonisierung dieser Konzepte und eine 
weitere Angleichung an das MARPOL-
Übereinkommen gefordert, um unnötigen 
Verwaltungsaufwand sowohl für die Häfen 
als auch die Hafennutzer zu vermeiden.

Voranmeldung von Abfällen und die 
obligatorische Entladung von Abfällen in 
Hafenauffangeinrichtungen sowie die 
Ausnahmen für Schiffe im Liniendienst 
unterschiedlich ausgelegt. In der 
Bewertung wurden eine stärkere 
Harmonisierung dieser Konzepte und eine 
weitere Angleichung an das MARPOL-
Übereinkommen gefordert, um unnötigen 
Verwaltungsaufwand sowohl für die Häfen 
als auch die Hafennutzer zu vermeiden. 
Die Verpflichtung zum Entladen muss 
vollständig an die im MARPOL-
Übereinkommen enthaltenen 
Bestimmungen über das Einleiten von 
Abfällen angeglichen werden.

Änderungsantrag 12

Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 11

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(11) Die Richtlinie 2008/98/EG enthält 
die wichtigsten Grundsätze der 
Abfallbewirtschaftung, darunter das 
Verursacherprinzip und die 
Abfallhierarchie, mit der 
Wiederverwendung und Recycling von 
Abfall Vorrang vor anderen Arten der 
Abfallverwertung und -entsorgung erhalten 
und die die Einrichtung von Systemen für 
die getrennte Sammlung von Abfällen 
erforderlich macht. Diese Verpflichtungen 
gelten auch für die Bewirtschaftung von 
Abfällen von Schiffen.

(11) Die Richtlinie 2008/98/EG enthält 
die wichtigsten Grundsätze der 
Abfallbewirtschaftung, darunter das 
Verursacherprinzip und die 
Abfallhierarchie, mit der 
Wiederverwendung und Recycling von 
Abfall Vorrang vor anderen Arten der 
Abfallverwertung und -entsorgung erhalten 
und die die Einrichtung von Systemen für 
die getrennte Sammlung von Abfällen 
erforderlich macht. Darüber hinaus ist das 
Konzept der erweiterten 
Herstellerverantwortung ein 
Leitgrundsatz des Abfallrechts der Union, 
auf dessen Grundlage die Hersteller 
während des gesamten Lebenszyklus ihrer 
Produkte für deren Auswirkungen auf die 
Umwelt verantwortlich sind. Jene 
Verpflichtungen gelten auch für die 
Bewirtschaftung von Abfällen von 
Schiffen.

Änderungsantrag 13
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Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 12

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(12) Die getrennte Sammlung von 
Abfällen von Schiffen einschließlich nicht 
mehr genutzter Fanggeräte ist notwendig, 
um ihre weitere Verwertung in der 
nachgelagerten 
Abfallbewirtschaftungskette zu 
gewährleisten. An Bord der Schiffe wird 
der Müll im Einklang mit internationalen 
Normen und Standards häufig getrennt, 
und die Rechtsvorschriften der Union 
sollten sicherstellen, dass diese 
Bemühungen um eine Abfalltrennung an 
Bord nicht dadurch untergraben werden, 
dass Regelungen für getrennte 
Abfallsammlung an Land fehlen.

(12) Die getrennte Sammlung von 
Abfällen von Schiffen einschließlich nicht 
mehr genutzter Fanggeräte ist notwendig, 
um ihre Rückgewinnung für die 
Wiederverwendung oder das Recycling in 
der nachgelagerten 
Abfallbewirtschaftungskette zu 
gewährleisten und zu verhindern, dass sie 
Meerestieren und der Meeresumwelt 
schaden. An Bord der Schiffe wird der 
Müll im Einklang mit internationalen 
Normen und Standards häufig getrennt, 
und die Rechtsvorschriften der Union 
sollten sicherstellen, dass diese 
Bemühungen um eine Abfalltrennung an 
Bord nicht dadurch untergraben werden, 
dass Regelungen für getrennte 
Abfallsammlung an Land fehlen. Die 
Mitgliedstaaten sollten Systeme der 
getrennten Abfallsammlung unterstützen, 
die am besten auf die Merkmale der 
Häfen zugeschnitten sind.

Änderungsantrag 14

Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 12 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(12a) Die getrennte Sammlung von 
Abfällen wie Lebensmittelabfällen, 
Schmierstoffen und Schweröl sollte 
weiterentwickelt werden, damit diese 
Abfälle im Einklang mit den Grundsätzen 
der Kreislaufwirtschaft wiederverwendet 
werden können.

Änderungsantrag 15

Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 13
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(13) Zwar stammt ein Großteil der 
Abfälle im Meer aus Tätigkeiten an Land, 
jedoch ist ein bedeutender Teil auch der 
Schifffahrtsindustrie, einschließlich 
Fischerei und Freizeitbranche, 
zuzuschreiben, die Müll, darunter auch 
Kunststoffe und nicht mehr genutzte 
Fanggeräte, direkt ins Meer einbringt.

(13) Allein in der Union gelangen 
jährlich zwischen 150 000 und 
500 000 Tonnen Kunststoffe in den 
Ozean. Zwar stammt ein Großteil der 
Abfälle im Meer aus Tätigkeiten an Land, 
jedoch ist ein bedeutender Teil auch der 
Schifffahrtsindustrie, einschließlich 
Fischerei und Freizeitbranche, 
zuzuschreiben, die Müll, darunter auch 
Kunststoffe und nicht mehr genutzte 
Fanggeräte, direkt ins Meer einbringt. Die 
Kommission geht davon aus, dass 
Kunststoffe über 80 % der Abfälle im 
Meer ausmachen und dass 27 % 
(11 000 Tonnen jährlich) der an 
europäischen Stränden aufgefundenen 
Meeresabfälle auf kunststoffhaltiges 
Fanggerät entfallen.

Änderungsantrag 16

Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 13 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(13a) In der Richtlinie 2008/98/EG sind 
Abfallvermeidungsmaßnahmen 
aufgeführt, die die Mitgliedstaaten 
ergreifen sollten, um die Erzeugung von 
Abfällen zu verhindern. Diese 
Maßnahmen sollten unter anderem auf 
die Beendigung der Abfallerzeugung im 
Meer abzielen, damit ein Beitrag zu dem 
Ziel für nachhaltige Entwicklung der 
Vereinten Nationen, sämtliche Formen 
der Meeresverschmutzung zu vermeiden 
und deutlich zu reduzieren, geleistet wird.

Änderungsantrag 17

Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 15 a (neu)
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(15a) Das Internationale Übereinkommen 
der IMO vom 13. Februar 2004 über die 
Kontrolle und das Management von 
Schiffsballastwasser und Sedimenten (im 
Folgenden 
„Ballastwasserübereinkommen“) ist am 
8. September 2017 in Kraft getreten. Im 
Ballastwasserübereinkommen ist 
vorgeschrieben, dass alle Schiffe 
Verfahren für die Behandlung von 
Ballastabwasser nach den IMO-Normen 
durchführen und Häfen und Terminals, 
die für die Reinigung und Instandsetzung 
von Ballasttanks benannt wurden, 
geeignete Einrichtungen zur Aufnahme 
von Sedimenten bereitstellen.

Änderungsantrag 18

Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 15 b (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(15b) Sofern die Mitgliedstaaten auf die 
Dienste der EMSA zurückgreifen, um 
Berichten über mutmaßlich ungeeignete 
Haufenauffangrichtungen nachzugehen, 
sollte die EMSA diese Ersuchen erfassen 
und die Daten der Kommission 
übermitteln, sodass geprüft werden kann, 
ob die EMSA im nächsten Haushaltsplan 
zusätzliche Finanzmittel benötigt.

Änderungsantrag 19

Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 17

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(17) Um zu gewährleisten, dass die 
Hafenauffangeinrichtungen geeignet sind, 
ist es unerlässlich, nach Konsultation aller 
einschlägigen Hafennutzer den 

(17) Um zu gewährleisten, dass die 
Hafenauffangeinrichtungen geeignet sind, 
ist es unerlässlich, nach Konsultation aller 
einschlägigen Hafennutzer den 
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Abfallbewirtschaftungsplan 
weiterzuentwickeln und neu zu bewerten. 
Möglicherweise sind benachbarte Häfen in 
derselben Region aus praktischen und 
organisatorischen Gründen daran 
interessiert, einen gemeinsamen Plan zu 
entwickeln, der die Verfügbarkeit von 
Hafenauffangeinrichtungen in jedem der 
unter den Plan fallenden Häfen abdeckt 
und gleichzeitig einen gemeinsamen 
administrativen Rahmen bietet.

Abfallbewirtschaftungsplan 
weiterzuentwickeln und neu zu bewerten. 
Möglicherweise sind benachbarte Häfen in 
derselben geografischen Region aus 
praktischen und organisatorischen Gründen 
daran interessiert, einen gemeinsamen Plan 
zu entwickeln, der die Verfügbarkeit von 
Hafenauffangeinrichtungen in jedem der 
unter den Plan fallenden Häfen abdeckt 
und gleichzeitig einen gemeinsamen 
administrativen Rahmen bietet.

Änderungsantrag 20

Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 17 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(17a) Bei kleinen Häfen wie etwa 
Anlegestellen und Jachthäfen kann es 
schwierig sein, 
Abfallbewirtschaftungspläne anzunehmen 
und zu überwachen, da diese Häfen 
wenig, hauptsächlich zu Freizeitzwecken 
oder nicht ganzjährig angelaufen werden. 
Die Abfälle dieser kleinen Häfen werden 
in der Regel nach den Grundsätzen der 
Richtlinie 2008/98/EG in der durch die 
Richtlinie (EU) 2018/851 geänderten 
Fassung in den 
Abfallbewirtschaftungssystemen der 
Kommunen behandelt. Um die lokalen 
Behörden nicht zu überlasten und die 
Abfallbewirtschaftung in diesen kleinen 
Häfen zu vereinfachen, sollte es 
ausreichend sein, dass die Abfälle aus den 
lokalen Anlegestellen und Jachthäfen in 
das Abfallaufkommen der Kommune 
integriert und entsprechend behandelt 
werden und dass die Häfen ihren Nutzern 
Informationen über die Abfallannahme 
bereitstellen.

Änderungsantrag 21

Vorschlag für eine Richtlinie
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Erwägung 18

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(18) Um das Problem der Abfälle im 
Meer wirksam zu lösen, ist es von 
grundlegender Bedeutung, genügend 
Anreize für die Entladung von Abfällen 
von Schiffen, insbesondere Müll, in den 
Hafenauffangeinrichtungen zu sorgen. Dies 
kann mit einem Kostendeckungssystem 
erreicht werden, das die Anwendung einer 
indirekten Gebühr erfordert, die 
unabhängig von der tatsächlichen 
Entladung von Abfällen erhoben wird und 
dazu berechtigen sollte, die Abfälle ohne 
zusätzliche direkte Entgelte zu entladen. 
Auch der Fischereisektor und die 
Freizeitbranche sollten angesichts ihres 
Beitrags zur Entstehung von Abfällen im 
Meer in dieses System eingebunden 
werden.

(18) Um das Problem der Abfälle im 
Meer wirksam zu lösen, ist es von 
grundlegender Bedeutung, genügend 
Anreize für die Entladung von Abfällen 
von Schiffen, insbesondere Müll, in den 
Hafenauffangeinrichtungen zu sorgen. Dies 
kann mit einem Kostendeckungssystem 
erreicht werden, das die Anwendung einer 
indirekten Gebühr erfordert, die 
unabhängig von der tatsächlichen 
Entladung von Abfällen erhoben wird und 
dazu berechtigen sollte, die Abfälle ohne 
zusätzliche direkte Entgelte zu entladen. 
Dennoch sollten die Reeder außerdem auf 
eine Verringerung des Abfallaufkommens 
an Bord hinwirken. Auch die 
Freizeitbranche sollte angesichts ihres 
Beitrags zur Entstehung von Abfällen im 
Meer in dieses System eingebunden 
werden. Aufgrund der Entladung von 
gefischten Abfällen sollten keine 
zusätzlichen Kosten für die 
Fischereifahrzeuge anfallen.

Änderungsantrag 22

Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 18 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(18a) In manchen Mitgliedstaaten wurden 
Regelungen geschaffen, mit denen 
Fischer für die Kosten entschädigt 
werden, die anfallen könnten, wenn sie 
Abfälle in Form von nicht mehr 
verwendetem Fanggerät oder aktiv und 
passiv gefischte Abfälle an Land entladen. 
Diese Regelungen könnten durch Systeme 
der erweiterten Herstellerverantwortung 
unterstützt werden, die die gemäß dieser 
Richtlinie eingerichteten 
Kostendeckungssysteme ergänzen 
könnten. Diese Kostendeckungssysteme 
als solche sollten Fischereifahrzeuge und 



PE635.378/ 12

DE

Hafengemeinden nicht davon 
abschrecken, sich an den bestehenden 
Systemen für die Entladung aktiv und 
passiv gefischter Abfälle zu beteiligen.

Änderungsantrag 23

Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 18 b (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(18b) Um die Entladung von passiv 
gefischten Abfällen, die sich beim 
gewöhnlichen Fischfang in Netzen 
sammeln, zu fördern, sollten die 
Mitgliedstaaten die mit der Sammlung in 
Hafenauffangeinrichtungen und der 
anschließenden Bewirtschaftung 
zusammenhängenden Kosten durch 
Einnahmen aus alternativen Quellen 
decken.

Änderungsantrag 24

Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 19

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(19) Das Konzept umweltfreundlicher 
Schiffe sollte im Hinblick auf die 
Abfallbewirtschaftung weiterentwickelt 
werden, damit für jene Wasserfahrzeuge, 
die ihre Abfälle an Bord verringern, ein 
wirksames Belohnungssystem eingeführt 
werden kann.

(19) Das Konzept umweltfreundlicher 
Schiffe sollte im Hinblick auf die 
Abfallbewirtschaftung weiterentwickelt 
und uneingeschränkt umgesetzt werden. 
Es sollten Mindestanforderungen auf EU-
Ebene festgelegt und so einheitlich wie 
möglich umgesetzt werden, damit für die 
Wasserfahrzeuge, die ihre Abfälle an Bord 
durch eine ökologisch nachhaltige 
Abfallvermeidung und -bewirtschaftung 
im Einklang mit bewährten Verfahren 
verringern, ein wirksames 
Belohnungssystem eingeführt werden 
kann. Die Mitgliedstaaten sollten 
Verfahren fördern, die über die 
geforderten Standards hinausgehen. 
Außerdem wird die Verringerung des 
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Abfallaufkommens in erster Linie durch 
eine wirksame Abfalltrennung an Bord im 
Einklang mit den IMO-Leitlinien zu 
Anlage V des MARPOL-Übereinkommens 
und den von der Internationalen 
Normungsorganisation entwickelten 
Normen erreicht. Die Kommission sollte 
eine Sachverständigengruppe einsetzen, 
die die Kriterien festlegt, die erfüllt sein 
müssen, damit ein Schiff zu einem 
„umweltfreundlichen Schiff“ ernannt 
werden kann, und sie sollte außerdem den 
Austausch über bewährte Verfahren zur 
Ausarbeitung von Bottom-up-Regelungen 
fördern.

Änderungsantrag 25

Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 20

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(20) Ladungsrückstände bleiben nach dem 
Entladen der Fracht am Terminal Eigentum 
des Frachteigners und haben häufig einen 
wirtschaftlichen Wert. Aus diesem Grund 
sollten Ladungsrückstände von dem 
Kostendeckungssystem und der 
Anwendung einer indirekten Gebühr 
ausgenommen werden; die Gebühr für die 
Entladung von Ladungsrückständen sollte 
von dem in den vertraglichen 
Vereinbarungen der beteiligten Parteien 
oder in anderen lokalen Vereinbarungen 
benannten Nutzer der Auffangeinrichtung 
entrichtet werden.

(20) Ladungsrückstände bleiben nach dem 
Entladen der Fracht am Terminal Eigentum 
des Frachteigners und haben häufig einen 
wirtschaftlichen Wert. Aus diesem Grund 
sollten Ladungsrückstände von dem 
Kostendeckungssystem und der 
Anwendung einer indirekten Gebühr 
ausgenommen werden; die Gebühr für die 
Entladung von Ladungsrückständen sollte 
von dem in den vertraglichen 
Vereinbarungen der beteiligten Parteien 
oder in anderen lokalen Vereinbarungen 
benannten Nutzer der Auffangeinrichtung 
entrichtet werden. Um eine einheitliche 
Durchführung dieser Richtlinie zu 
fördern, sollten technische Leitlinien für 
die Bewirtschaftung von 
Ladungsrückständen gemäß den 
Anlagen I und II des MARPOL-
Übereinkommens erarbeitet werden. Dies 
sollte jedoch nicht für Ladungsrückstände 
gelten, die wie beispielsweise langlebige 
schwimmende Stoffe hoher Viskosität wie 
etwa Paraffin nicht ohne Weiteres 
verwertet werden können. Derartige 
Stoffe können von geringem 



PE635.378/ 14

DE

wirtschaftlichen Wert sein, sodass die 
Gefahr besteht, dass sie ins Meer gespült 
werden, wenn sie nicht angemessen in 
Hafenauffangeinrichtungen entsorgt 
werden.

Änderungsantrag 26

Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 21 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(21a) Fanggerät aus Kunststoff hat 
insbesondere dann, wenn es in geeigneter 
Weise konstruiert ist, ein hohes 
Recyclingpotenzial. Im Einklang mit dem 
Verursacherprinzip sollten daher Systeme 
der erweiterten Herstellerverantwortung 
geschaffen werden, um eine sachgerechte 
Abfallbewirtschaftung von Fanggerät und 
seinen Bestandteilen zu finanzieren und 
hohe Sammelquoten zu erreichen.

Änderungsantrag 27

Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 21 b (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(21b) Die Mitgliedstaaten sollten 
Programme zum Fischen von Abfällen 
finanziell unterstützen, damit Abfälle, die 
sich bereits im Meer befinden, ohne 
Belastung für die Fischer recycelt oder 
ordnungsgemäß entsorgt werden können.

Änderungsantrag 28

Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 22 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(22a) Um die Sicherheit des Seeverkehrs 
und den Schutz der Meeresumwelt zu 
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verbessern, sollte die 
Richtlinie 2005/35/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates1a dahingehend 
geändert werden, dass im Unionsrecht 
auch von Abfällen im Sinne der 
Anlagen IV bis VI des MARPOL-
Übereinkommens verursachte 
Meeresverschmutzung durch Schiffe 
geregelt wird, und es sollte sichergestellt 
werden, dass gegen Personen, die für das 
rechtswidrige Einbringen verantwortlich 
sind, angemessene Sanktionen verhängt 
werden.
_________________
1a Richtlinie 2005/35/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 7. September 2005 über die 
Meeresverschmutzung durch Schiffe und 
die Einführung von Sanktionen, 
einschließlich strafrechtlicher 
Sanktionen, für Verschmutzungsdelikte 
(ABl. L 255 vom 30.9.2005, S. 11).

Änderungsantrag 29

Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 23 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(23a) Die Verpflichtung zum Entladen 
sollte durch Bestimmungen ergänzt 
werden, die das Einbringen von Abfällen 
ins Meer verbieten, damit klare Signale 
mit Blick auf die Verpflichtung zur 
Einhaltung gesetzt werden und eine 
eindeutige Grundlage für zivil- oder 
strafrechtliche Verstöße geschaffen wird.

Änderungsantrag 30

Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 24

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(24) Die Überwachung und Durchsetzung (24) Die Überwachung und Durchsetzung 



PE635.378/ 16

DE

sollte durch ein System erleichtert werden, 
das auf elektronischer Meldung und 
elektronischem Informationsaustausch 
beruht. Zu diesem Zweck sollte das 
bestehende mit der Richtlinie 2000/59/EG 
eingerichtete Melde- und Kontrollsystems 
weiterentwickelt und auf der Grundlage 
bestehender elektronischer Datensysteme, 
insbesondere des Systems der Union für 
den Austausch von Informationen für die 
Sicherheit des Seeverkehrs (SafeSeaNet) 
und der Überprüfungsdatenbank 
(THETIS), weiterhin betrieben werden. 
Das System sollte auch Informationen über 
die in den verschiedenen Häfen 
verfügbaren Hafenauffangeinrichtungen 
enthalten.

sollte durch ein System erleichtert werden, 
das auf elektronischer Meldung und 
elektronischem Informationsaustausch 
beruht. Zu diesem Zweck sollte das 
bestehende, mit der Richtlinie 2000/59/EG 
eingerichtete Melde- und Kontrollsystem 
weiterentwickelt und auf der Grundlage 
bestehender elektronischer Datensysteme, 
insbesondere des Systems der Union für 
den Austausch von Informationen für die 
Sicherheit des Seeverkehrs (SafeSeaNet) 
und der Überprüfungsdatenbank 
(THETIS), weiterhin betrieben werden. 
Das System sollte auch Informationen über 
die in den verschiedenen Häfen 
verfügbaren Hafenauffangeinrichtungen 
und über verloren gegangenes Fanggerät 
enthalten.

Änderungsantrag 31

Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 24 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(24a) Gemäß Artikel 48 der 
Verordnung (EG) Nr. 1224/2009 des 
Rates muss der Verlust von Fanggerät 
gemeldet werden.

Änderungsantrag 32

Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 24 b (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(24b) Die derzeit überarbeitete 
Richtlinie 2010/65/EU vereinfacht und 
harmonisiert die Verwaltungsverfahren 
im Seeverkehr durch die 
Vereinheitlichung der elektronischen 
Übermittlung von Informationen und die 
Straffung der Meldeformalitäten. Damit 
es nicht zu unnötigen und 
widersprüchlichen IT-Entwicklungen 
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kommt, sollten die neuen 
Meldeformalitäten für Schiffsabfälle im 
Einklang mit der überarbeiteten 
Richtlinie 2010/65/EU umgesetzt werden.

Änderungsantrag 33

Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 30

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(30) Um den Entwicklungen auf 
internationaler Ebene Rechnung zu tragen 
und umweltfreundliche 
Abfallbewirtschaftungspraktiken an Bord 
zu fördern, sollte der Kommission die 
Befugnis übertragen werden, gemäß 
Artikel 290 AEUV Rechtsakte zur 
Änderung dieser Richtlinie zu erlassen, um 
Verweise auf internationale Übereinkünfte 
und die Anhänge zu aktualisieren, um 
Verweise auf internationale Übereinkünfte 
zu ändern und damit erforderlichenfalls zu 
verhindern, dass Änderungen dieser 
internationalen Übereinkünfte für die 
Zwecke dieser Richtlinie angewendet 
werden, sowie um gemeinsame Kriterien 
für die Anerkennung umweltfreundlicher 
Schiffe für die Zwecke der Gewährung 
einer reduzierten Abfallgebühr für diese 
Schiffe zu entwickeln. Besonders wichtig 
ist, dass die Kommission im Zuge ihrer 
Vorbereitungsarbeit angemessene 
Konsultationen, auch auf der 
Expertenebene, durchführt. Bei der 
Vorbereitung und Ausarbeitung delegierter 
Rechtsakte sollte die Kommission 
gewährleisten, dass die einschlägigen 
Dokumente dem Europäischen Parlament 
und dem Rat gleichzeitig, rechtzeitig und 
auf angemessene Weise übermittelt 
werden.

(30) Um den Entwicklungen auf 
internationaler Ebene Rechnung zu tragen 
und umweltfreundliche 
Abfallbewirtschaftungspraktiken an Bord 
zu fördern, sollte der Kommission die 
Befugnis übertragen werden, gemäß 
Artikel 290 AEUV Rechtsakte zur 
Änderung dieser Richtlinie zu erlassen, um 
Verweise auf internationale Übereinkünfte 
und die Anhänge zu aktualisieren, um 
Verweise auf internationale Übereinkünfte 
zu ändern und damit erforderlichenfalls zu 
verhindern, dass Änderungen dieser 
internationalen Übereinkünfte für die 
Zwecke dieser Richtlinie angewendet 
werden, sowie um unter Berücksichtigung 
bestehender bewährter Verfahren und 
Bottom-up-Systeme gemeinsame Kriterien 
für die Anerkennung umweltfreundlicher 
Schiffe für die Zwecke der Gewährung 
einer reduzierten Abfallgebühr für diese 
Schiffe zu ändern, umzusetzen und 
detaillierter zu gestalten. Es ist von 
besonderer Bedeutung, dass die 
Kommission im Zuge ihrer 
Vorbereitungsarbeit angemessene 
Konsultationen, auch auf der Ebene von 
Sachverständigen, durchführt. Bei der 
Vorbereitung und Ausarbeitung delegierter 
Rechtsakte sollte die Kommission 
gewährleisten, dass die einschlägigen 
Dokumente dem Europäischen Parlament 
und dem Rat gleichzeitig, rechtzeitig und 
auf angemessene Weise übermittelt 
werden.
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Änderungsantrag 34

Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 31 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(31a) Gute Arbeitsbedingungen für das in 
Hafenauffangeinrichtungen tätige 
Hafenpersonal sind von größter 
Bedeutung dafür, dass eine sichere, 
effiziente und sozial verantwortliche 
Schifffahrtsbranche geschaffen wird, der 
es gelingt, qualifizierte Arbeitskräfte 
anzuziehen und europaweit gleichwertige 
Wettbewerbsbedingungen sicherzustellen. 
Die Aus- und Weiterbildung des 
Personals ist unerlässlich, um die 
Qualität der Dienstleistungen und den 
Schutz des Personals zu gewährleisten. 
Die Hafenbehörde und die für die 
Hafenauffangeinrichtungen zuständige 
Behörde sollten gewährleisten, dass alle 
Mitarbeiter die notwendige Schulung 
erhalten, um die für ihre Tätigkeit 
unerlässlichen Kenntnisse zu erwerben, 
wobei den Aspekten Gesundheit und 
Sicherheit beim Umgang mit gefährlichen 
Stoffen besondere Beachtung zu widmen 
ist, und dass die Schulungsanforderungen 
regelmäßig auf den neuesten Stand 
gebracht werden, um den 
Herausforderungen der technischen 
Innovation zu begegnen.

Änderungsantrag 35

Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 32 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(32a) Den in Artikel 349 AEUV 
anerkannten besonderen Gegebenheiten 
in den Gebieten in äußerster Randlage 
sollte Rechnung getragen werden, damit 
die Mitgliedstaaten in diesen Gebieten 
gesonderte einzelstaatliche 
Finanzierungsmaßnahmen ergreifen und 
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auf diese Weise die Bereitstellung 
angemessener 
Hafenauffangeinrichtungen 
gewährleisten können.

Änderungsantrag 36

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 1 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Ziel dieser Richtlinie ist es, die 
Meeresumwelt vor den negativen 
Auswirkungen des Einbringen von 
Abfällen durch Schiffe zu schützen, die 
Häfen in der Union anlaufen, und 
gleichzeitig das reibungslose Funktionieren 
des Seeverkehrs zu gewährleisten, indem 
die Verfügbarkeit geeigneter 
Hafenauffangeinrichtungen und die 
Entladung von Abfällen in diesen 
Einrichtungen verbessert wird.

Ziel dieser Richtlinie ist es, die 
Meeresumwelt vor den negativen 
Auswirkungen des Einbringen von 
Abfällen durch Schiffe zu schützen, die 
Häfen in der Union anlaufen, und 
gleichzeitig das reibungslose Funktionieren 
des Seeverkehrs zu gewährleisten, indem 
die Verfügbarkeit und die Nutzung 
geeigneter Hafenauffangeinrichtungen und 
die Entladung von Abfällen in diesen 
Einrichtungen verbessert werden.

Änderungsantrag 37

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 2 – Absatz 1 – Buchstabe a a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(aa) „feste oder schwimmende 
Plattform“ feste oder schwimmende 
Plattformen, darunter Bohrinseln, 
schwimmende Einrichtungen zur 
Förderung, Lagerung und Verladung, die 
für die Offshore-Förderung und 
-Lagerung von Erdöl eingesetzt werden, 
und schwimmende Netze, die für die 
Offshore-Lagerung von gefördertem 
Erdöl eingesetzt werden;

Änderungsantrag 38

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 2 – Absatz 1 – Buchstabe c
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(c) „Abfälle von Schiffen“ alle Abfälle, 
einschließlich Ladungsrückständen, die 
während des Schiffsbetriebs oder bei 
Laden, Löschen oder Reinigen anfallen 
oder bei Fischfangtätigkeiten in Netzen 
gesammelt werden und die in den 
Geltungsbereich der Anhänge I, II, IV, V 
und VI des MARPOL-Übereinkommens 
fallen;

(c) „Abfälle von Schiffen“ alle Abfälle, 
einschließlich Ladungsrückständen, die 
während des Betriebs von Schiffen oder 
festen oder schwimmenden Plattformen 
oder beim Laden, Löschen oder Reinigen 
oder bei der Instandsetzung von Schiffen 
anfallen, einschließlich Sedimenten von 
Reinigungsarbeiten oder von der 
Instandsetzung von Ballasttanks, und die 
in den Geltungsbereich der Anlagen I, II, 
IV, V und VI des MARPOL-
Übereinkommens fallen;

Änderungsantrag 39

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 2 – Absatz 1 – Buchstabe c a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(ca) „Abfälle von Fischereifahrzeugen“ 
alle Abfälle, die während des Betriebs 
eines Fischereifahrzeugs oder beim 
Laden, Löschen oder Reinigen anfallen 
und die unmittelbar und jeweils für sich 
genommen in den Geltungsbereich der 
Anlagen I, II, IV, V und VI des 
MARPOL-Übereinkommens fallen, mit 
Ausnahme von frischem ganzem oder 
nicht frischem Fisch aus 
Fischereiaktivitäten, die während der 
Fahrt durchgeführt wurden, oder aus 
Aquakultur; 
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Änderungsantrag 40

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 2 – Absatz 1 – Buchstabe c b (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(cb) „passiv gefischte Abfälle“ Abfälle, 
die beim Fischfang unbeabsichtigt mit 
den Netzen aufgenommen werden;

Änderungsantrag 41

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 2 – Absatz 1 – Buchstabe c c (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(cc) „aktiv aufgenommene Abfälle“ alle 
Abfälle, die bei Fahrten in auf der 
Grundlage von Umweltprüfungen 
festgelegten Abfallschwerpunktgebieten 
aufgenommen werden, wobei die Fahrten 
nicht der Fangtätigkeit, sondern 
ausschließlich der Bergung von Abfällen 
aus dem Meer dienen;

Änderungsantrag 42

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 2 – Absatz 1 – Buchstabe c d (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(cd) „Fangreise“ jede Fahrt eines 
Fischereifahrzeugs, während der 
Fangtätigkeiten durchgeführt werden, ab 
dem Zeitpunkt, an dem das 
Fischereifahrzeug den Hafen verlässt, bis 
zur Ankunft im Auslaufhafen oder in 
einem anderen Hafen, in dem das Schiff 
entladen wird;

Änderungsantrag 43

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 2 – Absatz 1 – Buchstabe d
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(d) „Ladungsrückstände“ die Reste von 
Ladungen an Bord, die nach dem Laden 
und Löschen an Deck oder in Laderäumen 
verbleiben, einschließlich beim Laden oder 
Löschen angefallener Überreste oder 
Überläufe in feuchtem oder trockenem 
Zustand oder in Waschwasser enthalten, 
ausgenommen nach dem Fegen an Deck 
verbleibender Ladungsstaub oder Staub auf 
den Außenflächen des Schiffes;

(d) „Ladungsrückstände“ die Reste von 
Ladungen an Bord, die nach dem Laden 
und Löschen an Deck oder in Laderäumen 
oder Tanks verbleiben, einschließlich beim 
Laden oder Löschen angefallener 
Überreste oder Überläufe in feuchtem oder 
trockenem Zustand oder in Waschwasser 
enthalten, ausgenommen nach dem Fegen 
an Deck verbleibender Ladungsstaub oder 
Staub auf den Außenflächen des Schiffes;

Änderungsantrag 44

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 2 – Absatz 1 – Buchstabe f a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(fa) „Fanggerät“ jedes Gerät oder jeden 
Ausrüstungsgegenstand, das/der in der 
Fischerei und in der Aquakultur zum 
Orten oder zum Fang biologischer 
Meeresressourcen verwendet wird oder 
schwimmend auf der Meeresoberfläche 
ausgebracht wird, um biologische 
Meeresressourcen anzulocken und zu 
fangen;

Änderungsantrag 45

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 2 – Absatz 1 – Buchstabe g

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(g) „Sportboot“ ein Schiff jeder Art mit 
einer Rumpflänge von mindestens 2,5 m, 
unabhängig von der Antriebsart, das für 
Sport- oder Freizeitzwecke bestimmt ist 
und nicht für den Handel eingesetzt wird;

(g) „Sportboot“ ein Schiff jeder Art mit 
einer Rumpflänge zwischen 2,5 m und 
24 m, unabhängig von der Antriebsart, das 
für Sport- oder Freizeitzwecke bestimmt ist 
und nicht für den Handel eingesetzt wird;

Änderungsantrag 46

Vorschlag für eine Richtlinie



PE635.378/ 23

DE

Artikel 2 – Absatz 1 – Buchstabe g a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(ga) „umweltfreundliches Schiff“ ein 
ökologisch nachhaltig konstruiertes, 
betriebenes und letztlich recyceltes Schiff, 
bei dem schädliche betriebsbedingte 
Einleitungen und Emissionen im Rahmen 
eines integrierten Konzepts vermieden 
werden; Bauart, Ausrüstung, Betrieb und 
Beschaffungsstrategien schaffen 
Synergien, um die Menge der Abfallarten, 
für die die Gebühr gilt, zu reduzieren und 
die Abfälle auf nachhaltige und 
umweltverträgliche Weise zu 
bewirtschaften;

Änderungsantrag 47

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 2 – Absatz 1 – Buchstabe i a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(ia) „internationale Fahrt“ eine Fahrt 
in Seegebieten von einem Hafen 
außerhalb der Union zu einem Hafen 
eines Mitgliedstaats;

Änderungsantrag 48

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 2 – Absatz 1 – Buchstabe j

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(j) „Hafen“ einen Ort oder ein 
geografisches Gebiet, einschließlich des 
Ankergebiets im Zuständigkeitsbereich des 
Hafens, der/das so angelegt und 
ausgestattet wurde, dass er/es Schiffe 
aufnehmen kann;

(j) „Hafen“ einen Ort oder ein 
geografisches Gebiet, einschließlich des 
Ankergebiets im Zuständigkeitsbereich des 
Hafens, der/das so angelegt und 
ausgestattet wurde, dass er/es in erster 
Linie Schiffe aufnehmen kann;

Änderungsantrag 49

Vorschlag für eine Richtlinie
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Artikel 2 – Absatz 1 – Buchstabe k

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(k) „Küchen- und Speiseabfälle“ alle aus 
Restaurants, Catering-Einrichtungen und 
Küchen stammenden Speisereste 
einschließlich gebrauchten Speiseöls;

(k) „Küchen- und Speiseabfälle“ alle aus 
Restaurants, Catering-Einrichtungen und 
Küchen stammenden Speisereste 
einschließlich gebrauchten Speiseöls sowie 
Glas und Kunststoffe;

Änderungsantrag 50

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 2 – Absatz 1 – Buchstabe k a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(ka) „internationale Küchen- und 
Speiseabfälle“ alle auf internationalen 
Fahrten anfallenden Speisereste aus 
Restaurants, Catering-Einrichtungen und 
Küchen einschließlich gebrauchten 
Speiseöls sowie Glas und Kunststoffe;

Änderungsantrag 51

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 2 – Absatz 1 – Buchstabe l

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(l) „ausreichende Lagerkapazität“ das 
Vorhandensein von genügend Kapazität, 
um die Abfälle, einschließlich der 
wahrscheinlich während der Fahrt 
anfallenden Abfälle, ab dem Zeitpunkt des 
Auslaufens bis zum Anlaufen des nächsten 
Hafens an Bord zu lagern;

(l) „ausreichende Lagerkapazität“ das 
Vorhandensein von genügend gesonderter 
Kapazität für jede Abfallkategorie, die 
gemäß den Bescheinigungen oder 
Abfallbewirtschaftungsplänen der Schiffe 
ab dem Zeitpunkt des Auslaufens bis zum 
Anlaufen des nächsten Hafens an Bord 
gelagert wird, einschließlich der 
voraussichtlich während der Fahrt 
anfallenden Abfälle;

Änderungsantrag 52

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 2 – Absatz 1 – Buchstabe m
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(m) „Liniendienst“ den Verkehr auf der 
Grundlage einer öffentlich zugänglichen 
oder geplanten Liste mit Abfahrts- und 
Ankunftszeiten für bestimmte Häfen oder 
sich wiederholende Überfahrten, die einen 
erkennbaren Fahrplan darstellen.

(m) „Liniendienst“ den Verkehr auf der 
Grundlage einer öffentlich zugänglichen 
oder geplanten Liste mit Abfahrts- und 
Ankunftszeiten zwischen zwei bestimmten 
Häfen oder sich wiederholende 
Überfahrten, die einen erkennbaren 
Fahrplan darstellen; der Fahrplan des 
Schiffes sollte im Voraus festgelegt 
werden und für mindestens vier Monate 
unverändert gelten;

Änderungsantrag 53

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 2 – Absatz 1 – Buchstabe p a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(pa) „Behandlung“ Verwertungs- oder 
Entsorgungsverfahren, einschließlich der 
Vorbereitung vor der Verwertung oder 
Entsorgung;

Änderungsantrag 54

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 3 – Absatz 1 – Buchstabe a

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(a) alle Schiffe, die einen Hafen eines 
Mitgliedstaats anlaufen oder in diesem 
betrieben werden, unabhängig von ihrer 
Flagge, ausgenommen Kriegsschiffe, 
Flottenhilfsschiffe und andere Schiffe, die 
Eigentum des Staates sind oder von diesem 
betrieben werden und vorläufig nur auf 
nichtgewerblicher staatlicher Grundlage 
eingesetzt werden;

(a) alle Schiffe, die einen Hafen eines 
Mitgliedstaats anlaufen oder in diesem 
betrieben werden, unabhängig von ihrer 
Flagge, ausgenommen Schiffe, die für 
Hafendienste im Sinne von Artikel 1 
Absatz 2 der Verordnung (EU) 2017/352 
eingesetzt werden, Kriegsschiffe, 
Flottenhilfsschiffe und andere Schiffe, die 
Eigentum des Staates sind oder von diesem 
betrieben werden und vorläufig nur auf 
nichtgewerblicher staatlicher Grundlage 
eingesetzt werden;
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Änderungsantrag 55

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 3 – Absatz 1 – Buchstabe b

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(b) alle Häfen der Mitgliedstaaten, die 
normalerweise von in den Geltungsbereich 
des Buchstaben a fallenden Schiffen 
angelaufen werden.

(b) alle Häfen der Mitgliedstaaten, die 
normalerweise von in den Geltungsbereich 
des Buchstaben a fallenden Schiffen 
angelaufen werden. Für die Zwecke dieser 
Richtlinie – und um unnötige 
Verzögerungen für Schiffe zu 
vermeiden – können die Mitgliedstaaten 
beschließen, die Ankergebiete für die 
Zwecke der Anwendung der Artikel 6, 7 
und 8 von ihren Häfen auszunehmen.

Änderungsantrag 56

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 3 – Absatz 1 – Buchstabe b a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(ba) alle in der Binnenschifffahrt in der 
Union eingesetzten Schiffe.

Änderungsantrag 57

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 3 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die Mitgliedstaaten ergreifen Maßnahmen 
um sicherzustellen, dass Schiffe, die nicht 
in den Geltungsbereich dieser Richtlinie 
fallen, ihre Abfälle soweit möglich im 
Einklang mit dieser Richtlinie entladen.

Die Mitgliedstaaten ergreifen Maßnahmen 
um sicherzustellen, dass Schiffe, die nicht 
in den Geltungsbereich dieser Richtlinie 
fallen, ihre Abfälle – sofern angemessen 
und machbar – im Einklang mit dieser 
Richtlinie entladen.
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Änderungsantrag 58

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 4 – Absatz 2 – Buchstabe c

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(c) die Hafenauffangeinrichtungen die 
umweltgerechte Bewirtschaftung der 
Abfälle des Schiffes gemäß den 
Anforderungen der Richtlinie 2008/98/EG 
und anderen einschlägigen 
Unionsvorschriften zur 
Abfallbewirtschaftung ermöglichen. Zu 
diesem Zweck sorgen die Mitgliedstaaten – 
wie im Abfallrecht der Union, 
insbesondere in der Richtlinie 2008/98/EG, 
der Richtlinie 2012/19/EU und der 
Richtlinie 2006/66/EG vorgeschrieben – 
für die getrennte Sammlung von Abfällen 
von Schiffen in Häfen. Buchstabe c gilt 
unbeschadet der strengeren Anforderungen 
der Verordnung (EG) Nr. 1069/2009 für 
die Bewirtschaftung von Küchen- und 
Speiseabfällen von international 
eingesetzten Verkehrsmitteln.

(c) die Hafenauffangeinrichtungen die 
umweltgerechte Bewirtschaftung der 
Abfälle des Schiffes gemäß den 
Anforderungen der Richtlinie 2008/98/EG 
und anderer einschlägiger 
Rechtsvorschriften der Union oder des 
Mitgliedstaats zur Abfallbewirtschaftung 
ermöglichen. Für die Zwecke von 
Buchstabe c sorgen die Mitgliedstaaten – 
wie im Abfallrecht der Union, 
insbesondere in der Richtlinie 2008/98/EG, 
der Richtlinie 2012/19/EU und der 
Richtlinie 2006/66/EG vorgeschrieben – 
für die getrennte Sammlung von Abfällen 
von Schiffen in Häfen, damit 
Wiederverwendung und Recycling dieser 
Abfälle erleichtert werden. Dieser 
Buchstabe gilt unbeschadet der strengeren 
Anforderungen der Verordnung (EG) 
Nr. 1069/2009 für die Bewirtschaftung von 
Küchen- und Speiseabfällen von 
international eingesetzten Verkehrsmitteln.

Änderungsantrag 59

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 4 – Absatz 4

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

4. Die Mitgliedstaaten prüfen alle 
gemeldeten Fälle etwaiger 
Unzulänglichkeiten und stellen sicher, dass 
alle am Entladen oder Auffangen von 
Abfällen von Schiffen beteiligten Parteien 
Schadenersatzansprüche infolge unnötiger 
Verzögerungen stellen können.

4. Die Mitgliedstaaten prüfen 
gegebenenfalls in Abstimmung mit der 
EMSA alle gemeldeten Fälle etwaiger 
Unzulänglichkeiten und stellen sicher, dass 
alle am Entladen oder Auffangen von 
Abfällen von Schiffen beteiligten Parteien 
Schadenersatzansprüche infolge unnötiger 
Verzögerungen in Verbindung mit einer 
Missachtung des 
Abfallbewirtschaftungsplans stellen 
können.
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Änderungsantrag 60

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 4 – Absatz 4 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

4a. Die jeweiligen Hafenbehörden, oder 
in deren Ermangelung die zuständigen 
Behörden, sorgen dafür, dass die Abfälle 
unter Anwendung ausreichender 
Sicherheitsmaßnahmen entladen und 
aufgefangen werden, um Gefahren für 
Mensch und Umwelt in den in den 
Geltungsbereich dieser Richtlinie 
fallenden Häfen zu verhindern.

Änderungsantrag 61

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 4 – Absatz 4 b (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

4b. Aufgrund der in Artikel 349 AEUV 
anerkannten Lage in den Gebieten in 
äußerster Randlage können die 
Mitgliedstaaten gesonderte 
einzelstaatliche 
Finanzierungsmaßnahmen ergreifen, um 
die Bereitstellung angemessener 
Hafenauffangeinrichtungen zu 
gewährleisten.

Änderungsantrag 62

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 5 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Für jeden Hafen ist ein geeigneter 
Abfallbewirtschaftungsplan vorhanden, der 
nach regelmäßigen Konsultationen mit den 
beteiligten Parteien, insbesondere den 
Hafennutzern oder deren Vertretern, 

1. Für jeden Hafen ist ein geeigneter 
Abfallbewirtschaftungsplan vorhanden, der 
nach regelmäßigen Konsultationen mit den 
beteiligten Parteien einschließlich der 
Hafennutzer oder deren Vertreter und der 
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durchgeführt wird. Diese Konsultationen 
sollten im Hinblick auf die Anforderungen 
der Artikel 4, 6 und 7 sowohl während der 
ersten Ausarbeitung als auch nach der 
Verabschiedung der Pläne stattfinden, 
insbesondere, wenn bedeutende 
Änderungen vorgenommen wurden. 
Anhang 1 enthält die ausführlichen 
Anforderungen für die Aufstellung solcher 
Pläne.

Zivilgesellschaft durchgeführt wird. Diese 
Konsultationen sollten im Hinblick auf die 
Anforderungen der Artikel 4, 6 und 7 
sowohl während der ersten Ausarbeitung 
als auch nach der Verabschiedung der 
Pläne stattfinden, insbesondere, wenn 
bedeutende Änderungen vorgenommen 
wurden. Anhang 1 enthält die 
ausführlichen Anforderungen für die 
Aufstellung solcher Pläne.

Änderungsantrag 63

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 5 – Absatz 2 – Unterabsatz 1 – Einleitung

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass die 
folgenden in den 
Abfallbewirtschaftungsplänen enthaltenen 
Informationen über die Verfügbarkeit 
geeigneter Auffangeinrichtungen in ihren 
Häfen und die damit verbundenen Kosten 
den Schiffsbetreibern klar mitgeteilt und 
entweder über die Website der Häfen oder 
in gedruckter Form öffentlich zugänglich 
gemacht werden:

Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass die 
folgenden in den 
Abfallbewirtschaftungsplänen enthaltenen 
Informationen über die Verfügbarkeit 
geeigneter Auffangeinrichtungen in ihren 
Häfen und die Struktur der Kosten den 
Schiffsbetreibern klar mitgeteilt und 
sowohl in englischer Sprache als auch in 
den Amtssprachen des Mitgliedstaats, in 
dessen Hoheitsgebiet sich der Hafen 
befindet, öffentlich verfügbar und leicht 
zugänglich gemacht werden:

Änderungsantrag 64

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 5 – Absatz 2 – Unterabsatz 1 – Buchstabe a

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(a) Standort der 
Hafenauffangeinrichtung für jeden 
Anlegeplatz;

(a) Standort der 
Hafenauffangeinrichtung für jeden 
Anlegeplatz, einschließlich der 
Öffnungszeiten;



PE635.378/ 30

DE

Änderungsantrag 65

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 5 – Absatz 2 – Unterabsatz 1 – Buchstabe e

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(e) Beschreibung der 
Kostendeckungssysteme und

(e) Beschreibung der 
Kostendeckungssysteme einschließlich der 
Gebühren und der Grundlage, auf der sie 
berechnet wurden, und

Änderungsantrag 66

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 5 – Absatz 3

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

3. Die in Absatz 1 genannten 
Abfallbewirtschaftungspläne können, falls 
dies aus Effizienzgründen erforderlich sein 
sollte, gemeinsam von zwei oder mehr 
benachbarten Häfen derselben Region 
unter entsprechender Einbeziehung jedes 
Hafens aufgestellt werden, vorausgesetzt, 
dass der Bedarf an Auffangeinrichtungen 
und deren Verfügbarkeit für jeden Hafen 
angegeben wird.

3. Die in Absatz 1 genannten 
Abfallbewirtschaftungspläne können, falls 
dies aus Effizienzgründen erforderlich sein 
sollte, gemeinsam von zwei oder mehr 
benachbarten Häfen in derselben 
geografischen Region unter 
entsprechender Einbeziehung jedes Hafens 
aufgestellt werden, vorausgesetzt, dass der 
Bedarf an Auffangeinrichtungen und deren 
Verfügbarkeit für jeden Hafen angegeben 
wird.

Änderungsantrag 67

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 5 – Absatz 4

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

4. Die Mitgliedstaaten bewerten und 
genehmigen den 
Abfallbewirtschaftungsplan, überwachen 
dessen Durchführung und sorgen dafür, 
dass dieser zumindest alle drei Jahre nach 
seiner Genehmigung oder erneuten 
Genehmigung und nach bedeutenden 
Änderungen des Hafenbetriebs erneut 
genehmigt wird. Diese Änderungen 
umfassen unter anderem strukturelle 

4. Die Mitgliedstaaten bewerten und 
genehmigen den 
Abfallbewirtschaftungsplan, überwachen 
dessen Durchführung und sorgen dafür, 
dass dieser zumindest alle vier Jahre nach 
seiner Genehmigung oder erneuten 
Genehmigung und nach bedeutenden 
Änderungen des Hafenbetriebs erneut 
genehmigt wird. Diese Änderungen 
umfassen unter anderem strukturelle 
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Veränderungen in Bezug auf die den Hafen 
anlaufenden Schiffe, die Entwicklung 
neuer Infrastruktur, Änderungen des 
Bedarfs an und der Bereitstellung von 
Hafenauffangeinrichtungen sowie neue 
Techniken für die Abfallbehandlung an 
Bord.

Veränderungen in Bezug auf die den Hafen 
anlaufenden Schiffe, die Entwicklung 
neuer Infrastruktur, Änderungen des 
Bedarfs an und der Bereitstellung von 
Hafenauffangeinrichtungen sowie neue 
Techniken für die Abfallbehandlung an 
Bord.

Änderungsantrag 68

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 5 – Absatz 4 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

4a. Kleine nichtgewerbliche Häfen, die 
nicht regelmäßig oder nur selten und 
ausschließlich von Sportbooten 
angelaufen werden, können vom 
Geltungsbereich dieses Artikels 
ausgenommen werden, sofern ihre 
Hafenauffangeinrichtungen in das von 
oder im Auftrag der jeweiligen Kommune 
verwaltete Abfallbewirtschaftungssystem 
integriert sind und die Mitgliedstaaten, in 
denen sich diese Häfen befinden, dafür 
sorgen, dass den Nutzern dieser Häfen 
Informationen zu dem 
Abfallbewirtschaftungssystem zur 
Verfügung gestellt werden.
Die Mitgliedstaaten, in denen sich 
derartige Häfen befinden, melden Ort und 
Namen dieser Häfen elektronisch an den 
in Artikel 14 genannten Teil des 
Informations-, Überwachungs- und 
Durchsetzungssystems.
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Änderungsantrag 69

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 6 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2. Gemäß den Richtlinien 2010/65/EU 
und 2002/59/EG werden die in Absatz 1 
genannten Angaben auf elektronischem 
Wege an den in Artikel 14 dieser Richtlinie 
genannten Teil des Informations-, 
Überwachungs- und Durchsetzungssystems 
gemeldet.

2. Gemäß den Richtlinien 2010/65/EU 
und 2002/59/EG werden die in Absatz 1 
genannten Angaben auf elektronischem 
Wege an den in Artikel 14 dieser Richtlinie 
genannten Teil des Informations-, 
Überwachungs- und Durchsetzungssystems 
gemeldet und den maßgeblichen 
Interessengruppen einschließlich der 
Betreiber von 
Hafenauffangeinrichtungen zur 
Verfügung gestellt.

Änderungsantrag 70

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 7 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Der Kapitän eines Schiffes, das einen 
Hafen der Union angelaufen hat, entlädt 
gemäß den im MARPOL-Übereinkommen 
festgelegten Normen für das Einbringen 
von Abfällen vor dem Auslaufen alle an 
Bord des Schiffes mitgeführten Abfälle in 
einer Hafenauffangeinrichtung.

1. Der Kapitän eines Schiffes, das einen 
Hafen der Union angelaufen hat, entlädt 
gemäß den im MARPOL-Übereinkommen 
festgelegten Normen und Regelungen für 
die Entladung und das Einbringen von 
Abfällen vor dem Auslaufen alle an Bord 
des Schiffes mitgeführten Abfälle in einer 
Hafenauffangeinrichtung und bringt nach 
dem Auslaufen aus dem Hafen keine 
Abfälle im Meer ein.

Änderungsantrag 71

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 7 – Absatz 1 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1a. In Übereinstimmung mit dem 
MARPOL-Übereinkommen und dem 
geltenden Unionsrecht, namentlich der 
Richtlinie 2005/35/EG, ist das Einbringen 
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von Kunststoffen wie etwa synthetischen 
Seilen und Fischernetzen, 
Kunststoffabfällen und 
Müllverbrennungsschlacke aus 
Kunststoffprodukten untersagt, wobei in 
folgenden Fällen Ausnahmen gelten:
(a) für das Einbringen von 
Kunststoffen von einem Schiff, wenn dies 
notwendig ist, um die Sicherheit eines 
Schiffes und der an Bord befindlichen 
Menschen zu gewährleisten oder Leben 
auf See zu retten;
(b) für den versehentlichen Verlust von 
Kunststoffen aufgrund eines Schadens an 
einem Schiff oder dessen Ausrüstung, 
sofern vor und nach dem Auftreten des 
Schadens alle angemessenen 
Vorkehrungen getroffen wurden, um den 
versehentlichen Verlust zu verhindern 
oder möglichst gering zu halten;
(c) für den versehentlichen Verlust von 
Fanggerät eines Schiffes, sofern alle 
angemessenen Vorkehrungen getroffen 
wurden, um einen solchen Verlust zu 
verhindern;
(d) für das Einbringen von Fanggerät 
von einem Schiff zum Schutz der 
Meeresumwelt oder für die Sicherheit 
dieses Schiffs oder seiner Besatzung.
Der Kommission wird die Befugnis 
übertragen, gemäß Artikel 19 delegierte 
Rechtsakte zu erlassen, um die 
angemessenen Vorkehrungen zur 
Verhinderung des versehentlichen 
Verlusts von Fanggerät festzulegen.
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Änderungsantrag 72

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 7 – Absatz 2 – Unterabsatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Nach der Entladung füllen der Betreiber 
der Auffangeinrichtung oder die Behörde 
des der Hafens, in dem die Abfälle 
entladen wurden, das in Anhang 3 
enthaltene Formular genau aus und stellen 
dem Schiff eine 
Abfallabgabebescheinigung aus.

Nach der Entladung füllen der Betreiber 
der Auffangeinrichtung oder die Behörde 
des Hafens, in dem die Abfälle entladen 
wurden, das in Anhang 3 enthaltene 
Formular genau aus und stellen dem Schiff 
unverzüglich eine 
Abfallabgabebescheinigung aus.

Änderungsantrag 73

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 7 – Absatz 2 – Unterabsatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Diese Anforderung gilt nicht für kleine 
unbemannte Häfen oder abgelegene 
Häfen, sofern der Mitgliedstaat, in dem 
sich ein solcher Hafen befindet, diese 
Information auf elektronischem Wege an 
den in Artikel 14 dieser Richtlinie 
genannten Teil des Informations-, 
Überwachungs- und Durchsetzungssystems 
gemeldet hat.

Diese Anforderung gilt nicht für kleine 
Häfen mit unbemannten Einrichtungen 
oder für abgelegene Häfen, sofern der 
Mitgliedstaat, in dem sich ein solcher 
Hafen befindet, diese Information auf 
elektronischem Wege an den in Artikel 14 
dieser Richtlinie genannten Teil des 
Informations-, Überwachungs- und 
Durchsetzungssystems gemeldet hat.

Änderungsantrag 74

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 7 – Absatz 3

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

3. Gemäß den Richtlinien 2010/65/EU 
und 2002/59/EG übermittelt der Betreiber, 
Makler oder Kapitän eines in den 
Geltungsbereich der Richtlinie 2002/59/EG 
fallenden Schiffes vor dem Auslaufen auf 
elektronischem Wege die Angaben aus 
der Abfallabgabebescheinigung an den in 
Artikel 14 dieser Richtlinie genannten Teil 
des Informations-, Überwachungs- und 

3. Gemäß den Richtlinien 2010/65/EU 
und 2002/59/EG übermittelt der Betreiber, 
Makler oder Kapitän eines in den 
Geltungsbereich der Richtlinie 2002/59/EG 
fallenden Schiffes die Angaben aus der 
Abfallabgabebescheinigung vor dem 
Auslaufen oder so bald wie möglich nach 
dem Erhalt auf elektronischem Wege an 
den in Artikel 14 dieser Richtlinie 
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Durchsetzungssystems. genannten Teil des Informations-, 
Überwachungs- und 
Durchsetzungssystems.

Änderungsantrag 75

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 7 – Absatz 3 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

3a. Gemäß Artikel 48 der Verordnung 
(EG) Nr. 1224/2009 meldet der Kapitän 
eines Fischereifahrzeugs, das einen 
Hafen in der Union anläuft, der 
zuständigen Behörde seines 
Flaggenmitgliedstaats innerhalb von 
24 Stunden einen etwaigen Verlust von 
Fanggerät.
Der Kommission wird die Befugnis 
übertragen, gemäß Artikel 19 delegierte 
Rechtsakte zu erlassen, um das Format 
für diese Meldungen der 
Fischereifahrzeuge festzulegen.

Änderungsantrag 76

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 7 – Absatz 3 b (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

3b. Kann das verloren gegangene 
Fanggerät nicht geborgen werden, 
vermerkt der Schiffskapitän die Angaben 
zu diesem Fanggerät im Logbuch. Die 
zuständige Behörde des 
Flaggenmitgliedstaats unterrichtet die 
zuständige Behörde des 
Küstenmitgliedstaats.
Die Angaben zu verloren gegangenem 
Fanggerät werden von den 
Mitgliedstaaten erhoben und 
aufgezeichnet und der Kommission 
jährlich übermittelt.
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Änderungsantrag 77

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 7 – Absatz 5 – Buchstabe a

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(a) das Schiff weniger als 24 Stunden 
oder bei widrigen Witterungsbedingungen 
ankert;

(a) das Schiff weniger als 24 Stunden, 
während der Wartezeit auf eine neue 
Charter oder bei widrigen 
Witterungsbedingungen ankert;

Änderungsantrag 78

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 7 – Absatz 7

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

7. Wenn der nächste Anlaufhafen 
außerhalb der Union liegt oder es gute 
Gründe für die Annahme gibt, dass im 
nächsten Anlaufhafen keine geeigneten 
Einrichtungen zur Verfügung stehen, oder 
wenn dieser Hafen nicht bekannt ist, 
fordert der Mitgliedstaat das Schiff auf, 
seine gesamten Abfälle vor dem Auslaufen 
zu entladen.

7. Kann auf der Grundlage der 
verfügbaren Informationen, 
einschließlich der Informationen, die in 
dem in Artikel 14 dieser Richtlinie 
genannten Informations-, Überwachungs- 
und Durchsetzungssystem oder im GISIS 
elektronisch verfügbar sind, nicht 
festgestellt werden, dass im nächsten 
Anlaufhafen geeignete Einrichtungen zur 
Verfügung stehen, oder ist der nächste 
Anlaufhafen nicht bekannt, fordert der 
Mitgliedstaat das Schiff auf, vor dem 
Auslaufen alle Abfälle zu entladen, die im 
nächsten Anlaufhafen nicht angemessen 
entgegengenommen und behandelt 
werden können.
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Änderungsantrag 79

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 7 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Artikel 7a
Der Kapitän eines Schiffes, das einen 
Hafen der Union angelaufen hat, wendet 
vor dem Auslaufen im Hinblick auf 
langlebige schwimmende Stoffe hoher 
Viskosität, darunter Paraffin, 
Vorwaschverfahren gemäß Anlage II des 
MARPOL-Übereinkommens an und 
entlädt alle Rückstände oder 
Wassergemische am Löschhafen, bis der 
Tank leer ist und die Entladeschläuche 
frei von Rückständen sind.

Änderungsantrag 80

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 7 b (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Artikel 7b
Vorbeugung des Verlustes von Fanggerät
1. Der Kapitän eines 
Fischereifahrzeugs, das einen Hafen in 
einem Mitgliedstaat anläuft, stellt sicher, 
dass alle angemessenen Vorkehrungen 
getroffen werden, um den Verlust von 
Fanggerät zu verhindern.
2. Der Kommission wird die Befugnis 
übertragen, gemäß Artikel 19 delegierte 
Rechtsakte zu erlassen, um die 
angemessenen Vorkehrungen zur 
Verhinderung des Verlusts von Fanggerät 
festzulegen. 
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Änderungsantrag 81

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 7 c (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Artikel 7c
Kreislaufwirtschaft des Fanggeräts

Die Kommission fordert die europäischen 
Normungsorganisationen auf, 
unbeschadet der Verordnung 
(EG) Nr. 850/98 des Rates harmonisierte 
Normen auszuarbeiten, damit 
gewährleistet ist, dass Fanggerät 
insbesondere hinsichtlich der 
Vorbereitung auf die Wiederverwendung 
und die Recyclingfähigkeit für die 
Kreislaufwirtschaft ausgelegt ist.

Änderungsantrag 82

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 8 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, 
dass die Kosten für den Betrieb von 
Hafenauffangeinrichtungen für die 
Aufnahme und Behandlung von Abfällen 
von Schiffen außer Ladungsrückständen 
durch eine von den Schiffen zu erhebende 
Gebühr gedeckt werden. Diese Kosten 
umfassen die in Anhang 4 aufgeführten 
Elemente.

1. Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, 
dass die Kosten für den Betrieb von 
Hafenauffangeinrichtungen für die 
Aufnahme und Behandlung von Abfällen 
von Schiffen, einschließlich 
Ladungsrückständen von langlebigen 
schwimmenden Stoffen hoher Viskosität, 
nicht aber sonstiger Ladungsrückstände, 
durch eine von den Schiffen zu erhebende 
Gebühr gedeckt werden, wobei das 
Verursacherprinzip einzuhalten ist. Diese 
Kosten umfassen die in 
Anhang 4 aufgeführten Elemente.
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Änderungsantrag 83

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 8 – Absatz 2 – Buchstabe b

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(b) die indirekte Gebühr deckt die 
indirekten Verwaltungskosten sowie einen 
erheblichen Teil der in Anhang 4 
aufgeführten direkten Betriebskosten ab. 
Der erhebliche Teil der direkten 
Betriebskosten entspricht mindestens 30 % 
der gesamten jährlichen direkten Kosten 
für die tatsächliche Entladung von 
Abfällen;

(b) die indirekte Gebühr deckt die 
indirekten Verwaltungskosten sowie einen 
erheblichen Teil der in Anhang 4 
aufgeführten direkten Betriebskosten ab; 
dieser erhebliche Teil entspricht 
mindestens 30 % der gesamten direkten 
Kosten für die tatsächliche Entladung von 
Abfällen im Vorjahr. Dabei können auch 
Kosten im Zusammenhang mit dem 
erwarteten Verkehrsaufkommen für das 
kommende Jahr berücksichtigt werden;

Änderungsantrag 84

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 8 – Absatz 2 – Buchstabe c

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(c) um einen größtmöglichen Anreiz für 
die Entladung von Abfällen gemäß 
Anhang V des MARPOL-
Übereinkommens zu schaffen, 
einschließlich Abfällen, die bei 
Fischfangtätigkeiten in Netzen gesammelt 
werden, deckt die zu erhebende indirekte 
Gebühr alle Kosten der 
Hafenauffangeinrichtungen für diese 
Abfälle ab, um ein Entladerecht ohne 
zusätzliche direkte Entgelte zu 
gewährleisten.

(c) um einen größtmöglichen Anreiz für 
die Entladung von Abfällen gemäß 
Anlage V des MARPOL-
Übereinkommens, bei denen es sich nicht 
um Ladungsrückstände mit Ausnahme 
von Ladungsrückständen in Form von 
langlebigen schwimmenden Stoffen hoher 
Viskosität handelt, zu schaffen, wird keine 
direkte Gebühr für diese Abfälle erhoben, 
um ein Entladerecht ohne zusätzliche 
Entgelte auf der Grundlage des Volumens 
der entladenen Abfälle zu gewährleisten, 
es sei denn, dieses Volumen der 
entladenen Abfälle übersteigt die in dem 
Formular gemäß Anhang 2 dieser 
Richtlinie genannte maximale 
Lagerkapazität. Passiv gefischte Abfälle 
fallen unter diese Regelung sowie unter 
das Entladerecht. Die indirekte Gebühr 
deckt die für die jeweilige Kategorie, Art 
und Größe des Schiffes üblicherweise 
entladenen Mengen ab;
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Änderungsantrag 85

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 8 – Absatz 2 – Buchstabe c a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(ca) um Regelungen für das Fischen von 
Abfällen zu fördern und zu verhindern, 
dass die Kosten für die Sammlung 
gefischter Abfälle in 
Hafenauffangeinrichtungen und deren 
anschließende Behandlung von den 
Hafennutzern getragen werden müssen, 
werden diese Kosten vollständig aus den 
Einnahmen aus alternativen 
Finanzierungssystemen einschließlich aus 
der erweiterten Herstellerverantwortung 
und aus Recyclingsystemen gedeckt; 
außerdem werden verfügbare regionale, 
nationale und europäische Fördermittel 
zur Deckung dieser Kosten herangezogen;

Änderungsantrag 86

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 8 – Absatz 2 – Buchstabe d

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(d) Die indirekte Gebühr deckt nicht die 
Kosten für Abfälle aus 
Abgasreinigungssystemen ab, die auf der 
Grundlage der Art und der Menge der 
entladenen Abfälle gedeckt werden.

(Betrifft nicht die deutsche Fassung.)  

Änderungsantrag 87

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 8 – Absatz 3

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

3. Der gegebenenfalls vorhandene 
Kostenanteil, der nicht durch die unter 
Buchstabe b genannte Gebühr gedeckt ist, 

3. Der gegebenenfalls vorhandene 
Kostenanteil, der nicht durch die unter 
Absatz 2 Buchstabe b genannte Gebühr 
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wird auf der Grundlage der Art und der 
Menge der tatsächlich von dem Schiff 
entladenen Abfälle gedeckt.

gedeckt ist, wird auf der Grundlage der Art 
und der Menge der tatsächlich von dem 
Schiff entladenen Abfälle gedeckt.

Änderungsantrag 88

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 8 – Absatz 4

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

4. Die Gebühren können unter anderem 
in Abhängigkeit von der Kategorie, der Art 
und der Größe des Schiffes, der Art, in der 
das Schiff eingesetzt wird, sowie in Bezug 
auf Dienste, die außerhalb der normalen 
Betriebszeiten im Hafen erbracht werden, 
differenziert gestaltet werden.

4. Die Gebühren können unter anderem 
in Abhängigkeit von der Kategorie, der Art 
und der Größe des Schiffes, der Art des 
Handels, in der das Schiff eingesetzt wird, 
der Gefährlichkeit der Abfälle sowie in 
Bezug auf Dienste, die außerhalb der 
normalen Betriebszeiten im Hafen erbracht 
werden, differenziert gestaltet werden.

Änderungsantrag 89

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 8 – Absatz 5

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

5. Die Gebühren werden verringert, 
wenn nachgewiesen werden kann, dass das 
Schiff aufgrund seiner Bauart, seiner 
Ausrüstung und seines Betriebs geringere 
Abfallmengen erzeugt, und wenn es seine 
Abfälle nachhaltig und umweltverträglich 
bewirtschaftet. Der Kommission wird 
gemäß Artikel 19 die Befugnis 
übertragen, delegierte Rechtsakte zu 
erlassen, um die Kriterien festzulegen, 
anhand deren bestimmt wird, ob ein Schiff 
die in diesem Absatz genannten 
Anforderungen in Bezug auf die 
Abfallbewirtschaftung an Bord erfüllt.

5. Die Gebühren werden verringert, 
wenn nachgewiesen werden kann, dass das 
Schiff aufgrund seiner Bauart, seiner 
Ausrüstung, seiner 
Beschaffungsgrundsätze und seines 
Betriebs geringere Abfallmengen erzeugt, 
und wenn es seine Abfälle nachhaltig und 
umweltverträglich bewirtschaftet. Die 
Kommission erlässt gemäß Artikel 19 
delegierte Rechtsakte, um diese Richtlinie 
zu ergänzen, indem sie die Kriterien 
festlegt, anhand deren bestimmt wird, ob 
ein Schiff die in diesem Absatz genannten 
Anforderungen in Bezug auf die 
Abfallbewirtschaftung an Bord erfüllt. 
Hierfür sollten bewährte Verfahren und 
die IMO-Leitlinien herangezogen werden.



PE635.378/ 42

DE

Änderungsantrag 90

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 8 – Absatz 6

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

6. Um sicherzustellen, dass die 
erhobenen Gebühren fair, transparent und 
nichtdiskriminierend sind und den Kosten 
der bereitgestellten und gegebenenfalls in 
Anspruch genommenen Einrichtungen und 
Dienstleistungen entsprechen, werden den 
Hafennutzern die Höhe der Gebühren und 
deren Berechnungsgrundlage zugänglich 
gemacht.

6. Um sicherzustellen, dass die 
erhobenen Gebühren fair, transparent, 
einfach zu ermitteln und 
nichtdiskriminierend sind und den Kosten 
der bereitgestellten und gegebenenfalls in 
Anspruch genommenen Einrichtungen und 
Dienstleistungen entsprechen, werden den 
Hafennutzern die Höhe der Gebühren und 
deren Berechnungsgrundlage in den 
Abfallbewirtschaftungsplänen in 
englischer Sprache zugänglich gemacht.

Änderungsantrag 91

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 8 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Artikel 8a
Initiativen zum Fischen von Abfällen und 

Strandreinigungsaktionen
1. Die Mitgliedstaaten richten einen 
nationalen Fonds ein und verwalten 
diesen, um Aktivitäten und Projekte zur 
Sammlung von durch Fischereifahrzeuge 
passiv gefischten Abfällen und von 
Abfällen, die an den Küsten in der 
Umgebung von Häfen und entlang der 
Schifffahrtswege aufgefunden wurden, zu 
unterstützen.
2. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, 
dass Überwachungsdaten über Volumen, 
Menge und Art der passiv gefischten 
Abfälle und der Abfälle, die an den 
Küsten in der Umgebung von Häfen und 
entlang der Schifffahrtsrouten 
aufgefunden wurden, gesammelt werden 
und dass diese Überwachungsdaten an 
eine elektronische Datenbank übermittelt 
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werden, die von der Kommission 
eingerichtet und gepflegt wird.
3. Die Mitgliedstaaten unterrichten die 
Kommission bis zum 31. Dezember [zwei 
Jahre nach dem Erlass] über ihre gemäß 
Absatz 1 eingerichteten nationalen Fonds 
und übermitteln anschließend alle zwei 
Jahre einen Bericht über die finanzierten 
Aktivitäten und Projekte. Diese Berichte 
sind öffentlich einsehbar.
Der Kommission wird die Befugnis 
übertragen, gemäß Artikel 19 delegierte 
Rechtsakte zur Festlegung der Methodik 
in Bezug auf die Überwachungsdaten und 
das Format für die Berichterstattung zu 
erlassen.

Änderungsantrag 92

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 9 – Absatz 1 – Buchstabe b a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(ba) die Ausnahme sich nicht abträglich 
auf die Sicherheit des Seeverkehrs, die 
Gesundheit, die Lebens- und 
Arbeitsbedingungen an Bord und die 
Meeresumwelt auswirkt;

Änderungsantrag 93

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 9 – Absatz 1 – Buchstabe c

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(c) die Vereinbarung gemäß Buchstabe b 
anhand eines unterzeichneten Vertrags mit 
einem Hafen oder 
Abfallentsorgungsunternehmen, 
Abfallabgabebescheinigungen und der 
Bestätigung belegt wird, dass die 
Vereinbarung von allen Häfen auf der 
Fahrtstrecke des Schiffes akzeptiert wurde. 
Die Vereinbarung über die Entladung und 
Entrichtung der Gebühr wird in einem 

(c) die Vereinbarung gemäß Buchstabe b 
anhand eines unterzeichneten Vertrags mit 
einem Hafen oder 
Abfallentsorgungsunternehmen, 
Abfallabgabebescheinigungen und der 
Bestätigung belegt wird, dass alle Häfen 
auf der Fahrtstrecke des Schiffes von der 
Vereinbarung unterrichtet wurden. Die 
Vereinbarung über die Entladung und 
Entrichtung der Gebühr wird in einem 
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Hafen in der Union geschlossen, um als 
hinreichender Nachweis gemäß diesem 
Absatz zu gelten.

Hafen geschlossen, um als hinreichender 
Nachweis gemäß diesem Absatz zu gelten, 
oder in einem anderen Hafen, wenn auf 
der Grundlage der auf elektronischem 
Wege an das in Artikel 14 genannte 
Informations-, Überwachungs- und 
Durchsetzungssystem und an das GISIS 
gemeldeten Angaben festgestellt werden 
kann, dass in dem Hafen, mit dem die 
Vereinbarung gemäß Buchstabe b 
getroffen wurde, geeignete Einrichtungen 
vorhanden sind.

Änderungsantrag 94

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 9 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Artikel 9a
Erweiterte Herstellerverantwortung

Die Mitgliedstaaten richten Systeme der 
erweiterten Herstellerverantwortung für 
Fanggerät und dessen Bestandteile ein. 
Zusätzlich zu den Mindestanforderungen 
gemäß Artikel 8a der 
Richtlinie 2008/98/EG umfassen diese 
Systeme die folgenden Komponenten:
(a) eine angepasste Gebühr, durch die 
das Inverkehrbringen von Fanggerät 
gefördert wird, das für 
Wiederverwendung und Recycling 
konzipiert ist;
(b) Pfandsysteme, durch die die 
Rückgabe und Sammlung von altem, 
nicht mehr genutztem oder nicht 
verwendbarem Fanggerät sichergestellt 
wird.
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Änderungsantrag 95

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 10 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass alle 
Schiffe einer Überprüfung unterzogen 
werden können, damit festgestellt werden 
kann, ob sie die Anforderungen dieser 
Richtlinie erfüllen.

Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass alle 
Schiffe Überprüfungen einschließlich 
Stichproben unterzogen werden können, 
damit festgestellt werden kann, ob sie die 
Anforderungen dieser Richtlinie erfüllen.

Änderungsantrag 96

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 12 – Absatz 1 – Einleitung

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Bei Schiffen, die nicht in den 
Geltungsbereich der Richtlinie 2009/16/EG 
fallen, stellen die Mitgliedstaaten sicher, 
dass mindestens 20 % der Gesamtzahl der 
einzelnen Wasserfahrzeuge in jeder der 
nachstehend aufgeführten Kategorien 
überprüft werden:

1. Bei Schiffen, die nicht in den 
Geltungsbereich der Richtlinie 2009/16/EG 
fallen, stellen die Mitgliedstaaten sicher, 
dass jährlich mindestens 25 % der 
Gesamtzahl der einzelnen Wasserfahrzeuge 
in jeder der nachstehend aufgeführten 
Kategorien überprüft werden:

Änderungsantrag 97

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 12 – Absatz 1 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1a. Die Mitgliedstaaten legen Verfahren 
für die Überprüfung von 
Fischereifahrzeugen mit einer 
Bruttoraumzahl von weniger als 100 
sowie von Sportbooten mit einer 
Bruttoraumzahl von weniger als 100 fest, 
um die Einhaltung der geltenden 
Anforderungen dieser Richtlinie zu 
gewährleisten, wobei sie sicherstellen, 
dass mindestens 20 % der Gesamtzahl der 
einzelnen Fischereifahrzeuge und 
Sportboote, die den betreffenden 
Mitgliedstaat jährlich anlaufen, überprüft 
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werden.

Änderungsantrag 98

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 12 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2. Die Ergebnisse der Überprüfungen 
gemäß Absatz 1 werden in dem in Artikel 
15 dieser Richtlinie genannten Teil des 
Informations-, Überwachungs- und 
Durchsetzungssystems erfasst.

2. Die Ergebnisse der Überprüfungen 
gemäß den Absätzen 1 und 1a werden in 
dem in Artikel 15 dieser Richtlinie 
genannten Teil des Informations-, 
Überwachungs- und Durchsetzungssystems 
erfasst.

Änderungsantrag 99

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 12 – Absatz 3

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

3. Die Mitgliedstaaten legen Verfahren 
für die Überprüfung von 
Fischereifahrzeugen mit einer 
Bruttoraumzahl von weniger als 100 
sowie von Sportbooten mit einer 
Bruttoraumzahl von weniger als 100 fest, 
um die Einhaltung der geltenden 
Anforderungen dieser Richtlinie zu 
gewährleisten.

entfällt

Änderungsantrag 100

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 14 – Absatz 2 – Buchstabe d a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(da) im Fall eines Verlusts von 
Fanggerät die gemäß Artikel 48 der 
Verordnung (EG) Nr. 1224/2009 des 
Rates1a geforderten Angaben;
______________
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1a Verordnung (EG) Nr. 1224/2009 des 
Rates vom 20. November 2009 zur 
Einführung einer Kontrollregelung der 
Union zur Sicherstellung der Einhaltung 
der Vorschriften der gemeinsamen 
Fischereipolitik und zur Änderung der 
Verordnungen (EG) Nr. 847/96, (EG) 
Nr. 2371/2002, (EG) Nr. 811/2004, (EG) 
Nr. 768/2005, (EG) Nr. 2115/2005, (EG) 
Nr. 2166/2005, (EG) Nr. 388/2006, (EG) 
Nr. 509/2007, (EG) Nr. 676/2007, (EG) 
Nr. 1098/2007, (EG) Nr. 1300/2008, (EG) 
Nr. 1342/2008 sowie zur Aufhebung der 
Verordnungen (EWG) Nr. 2847/93, (EG) 
Nr. 1627/94 und (EG) Nr. 1966/2006 
(ABl. L 343 vom 22.12.2009, S. 1).

Änderungsantrag 101
Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 14 – Absatz 4

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

4. Die für die Zwecke des Artikels 4 
und des Artikels 5 Absatz 2 gemeldeten 
Informationen werden anschließend von 
der Kommission an die IMO-Datenbank 
für Hafenauffangeinrichtungen innerhalb 
des GISIS übermittelt.

4. Die für die Zwecke des Artikels 4 
und des Artikels 5 Absatz 2 gemeldeten 
Informationen werden anschließend von 
der Kommission an die IMO-Datenbank 
für Hafenauffangeinrichtungen innerhalb 
des GISIS übermittelt, die regelmäßig 
aktualisiert werden muss.

Änderungsantrag 102

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 14 – Absatz 4 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

4a. Die Kommission veröffentlicht auf 
der Grundlage der ihr gemäß Absatz 2 
Buchstabe da gemeldeten Daten 
spätestens am 31. Dezember 2022 und 
anschließend alle zwei Jahre einen 
Synthesebericht über den Verlust von 
Fanggerät.
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Änderungsantrag 103

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 15 – Absatz 4

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

4. Die Kommission stellt sicher, dass 
anhand der Überprüfungsdatenbank alle 
einschlägigen Daten abgerufen werden 
können, die von den Mitgliedstaaten zur 
Überwachung der Umsetzung der 
Richtlinie gemeldet werden.

4. Die Kommission stellt sicher, dass 
anhand der Überprüfungsdatenbank alle 
einschlägigen Daten abgerufen werden 
können, die von den Mitgliedstaaten zur 
Überwachung der Umsetzung der 
Richtlinie gemeldet werden. Die 
Kommission überprüft die Datenbank 
regelmäßig, um die Durchführung der 
Richtlinie zu überwachen und – mit dem 
Ziel der Einleitung von 
Korrekturmaßnahmen – auf etwaige 
Zweifel an der umfassenden 
Durchführung aufmerksam zu machen.

Änderungsantrag 104

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 15 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Artikel 15a
Personalausbildung

Die Hafenbehörde und die für die 
Hafenauffangeinrichtungen zuständige 
Behörde gewährleisten, dass alle 
Mitarbeiter die notwendige Schulung 
erhalten, um die für ihre Tätigkeit in 
Bezug auf die Handhabung von Abfällen 
unerlässlichen Kenntnisse zu erwerben, 
wobei den Aspekten Gesundheit und 
Sicherheit beim Umgang mit gefährlichen 
Stoffen besondere Beachtung zu 
schenken ist, und dass die 
Schulungsanforderungen regelmäßig auf 
den neuesten Stand gebracht werden, um 
den Herausforderungen der technischen 
Innovation zu begegnen.

Änderungsantrag 105
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Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 16 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die Mitgliedstaaten erlassen Vorschriften 
über Sanktionen, die bei Verstößen gegen 
die nationalen Vorschriften zur Umsetzung 
dieser Richtlinie zu verhängen sind, und 
treffen alle für die Anwendung der 
Sanktionen erforderlichen Maßnahmen. 
Die vorgesehenen Sanktionen müssen 
wirksam, verhältnismäßig und 
abschreckend sein.

Die Mitgliedstaaten erlassen Vorschriften 
über Sanktionen, die bei Verstößen gegen 
die nationalen Vorschriften zur Umsetzung 
dieser Richtlinie zu verhängen sind, und 
treffen alle für die Anwendung der 
Sanktionen erforderlichen Maßnahmen. 
Die vorgesehenen Sanktionen müssen 
wirksam, verhältnismäßig und 
abschreckend sein und richten sich nach 
der Schwere des begangenen Verstoßes 
und danach, ob die Behörde, der 
Betreiber, Makler, Kapitän oder eine 
andere betroffene Partei zuvor schon 
einen ähnlichen Verstoß begangen hat.

Änderungsantrag 106

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 17 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die Kommission organisiert den 
Erfahrungsaustausch zwischen den 
nationalen Behörden und Experten (auch 
aus dem Privatsektor) der Mitgliedstaaten 
über die Anwendung dieser Richtlinie in 
den Häfen der Union.

Die Kommission organisiert den 
Erfahrungsaustausch zwischen den 
nationalen Behörden und Experten (auch 
aus dem Privatsektor, der Zivilgesellschaft 
und den Gewerkschaften) der 
Mitgliedstaaten über die Anwendung 
dieser Richtlinie in den Häfen der Union.

Änderungsantrag 107

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 17 – Absatz 1 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die Mitgliedstaaten erstatten der 
Kommission bis zum … [12 Monate nach 
Erlass dieser Richtlinie] und 
anschließend alle zwei Jahre Bericht über 
ihre bewährten Verfahren für die 
nachhaltige Abfallbewirtschaftung an 
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Bord von Schiffen und in ihren Häfen. 
Sechs Monate nach Ablauf der jeweiligen 
Frist für die Berichterstattung erstellt die 
Kommission einen Bericht über diese 
bewährten Verfahren, um 
Orientierungshilfen für die Erzielung von 
Fortschritten bei der Verwirklichung der 
Ziele dieser Richtlinie bereitzustellen.

Änderungsantrag 108

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 20a – Absatz 1 – Nummer 1 (neu)
Richtlinie 2005/35/EG
Artikel 2 – Absatz 1 – Nummer 2

Derzeitiger Wortlaut Geänderter Text

Artikel 20a
Änderungen der Richtlinie 2005/35/EG

Die Richtlinie 2005/35/EG wird wie folgt 
geändert:
(1) Artikel 2 Nummer 2 erhält folgende 
Fassung:

2. „Schadstoffe“ die unter die Anlagen I 
(Öl) und II (als Massengut beförderte 
schädliche flüssige Stoffe) des Marpol-
Übereinkommens 73/78 fallenden Stoffe;

2. „Schadstoffe“ die unter die Anlagen I 
(Öl), II (als Massengut beförderte 
schädliche flüssige Stoffe), IV 
(Schiffsabwasser), V (Schiffsmüll) und VI 
(mit der Luftverunreinigung 
zusammenhängende Rückstände) des 
Marpol-Übereinkommens 73/78 in der 
jeweils geltenden Fassung fallenden 
Stoffe;

(https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:02005L0035-20091116) 
(Diese Änderung steht im Zusammenhang mit der Änderung hinsichtlich Artikel 20a (neu), 

mit der vorgeschlagen wird, die Begriffsbestimmung für Schadstoffe in der Richtlinie über die 
Meeresverschmutzung durch Schiffe zu ändern.)



PE635.378/ 51

DE

Änderungsantrag 109

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 20 a – Absatz 1 – Nummer 2 (neu)
Richtlinie 2005/35/EG
Artikel 5 – Absatz 1

Derzeitiger Wortlaut Geänderter Text

(2) Artikel 5 Absatz 1 erhält folgende 
Fassung:

1. Einleitungen von Schadstoffen in 
einem der in Artikel 3 Absatz 1 genannten 
Gebiete werden nicht als Verstöße 
betrachtet, sofern sie die in Anlage I Regel 
15, Regel 34, Regel 4.1 oder Regel 4.3 
bzw. die in Anlage II Regel 13, Regel 3.1.1 
oder Regel 3.1.3 des Marpol-
Übereinkommens 73/78 genannten 
Bedingungen erfüllen.

„1. Einleitungen von Schadstoffen in 
einem der in Artikel 3 Absatz 1 genannten 
Gebiete werden nicht als Verstöße 
betrachtet, sofern sie die in Anlage I 
Regel 15, Regel 34, Regel 4.1 oder 
Regel 4.3, die in Anlage II Regel 13, 
Regel 3.1.1 oder Regel 3.1.3, die in 
Anlage IV Regel 3 und Regel 11, die in 
Anlage V Regel 4, Regel 5, Regel 6 oder 
Regel 7 bzw. die in Anlage VI Regel 3 des 
Marpol-Übereinkommens 73/78 in der 
jeweils geltenden Fassung genannten 
Bedingungen erfüllen.“

(https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:02005L0035-20091116) 
(Diese Änderung steht im Zusammenhang mit der Änderung hinsichtlich Artikel 20a (neu), 

mit der vorgeschlagen wird, die Begriffsbestimmung für Schadstoffe in der Richtlinie über die 
Meeresverschmutzung durch Schiffe zu ändern.)

Änderungsantrag 110

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 20 a – Absatz 1 – Nummer 3 (neu)
Richtlinie 2005/35/EG
Artikel 5 – Absatz 2

Derzeitiger Wortlaut Geänderter Text

(3) Artikel 5 Absatz 2 erhält folgende 
Fassung:

2. Einleitungen von Schadstoffen in den 
in Artikel 3 Absatz 1 Buchstaben c, d und e 
genannten Gebieten werden für den 
Eigentümer, den Kapitän oder die 
Mannschaft nicht als Verstöße betrachtet, 
sofern sie die in Anlage I Regel 4.2 bzw. 
die in Anlage II Regel 3.1.2 des Marpol-

„2. Einleitungen von Schadstoffen in den 
in Artikel 3 Absatz 1 Buchstaben c, d und e 
genannten Gebieten werden für den 
Eigentümer, den Kapitän oder die 
Mannschaft nicht als Verstöße betrachtet, 
sofern sie die in Anlage I Regel 4.2, die in 
Anlage II Regel 3.1.2, die in Anlage IV 
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Übereinkommens 73/78 genannten 
Bedingungen erfüllen.

Regel 3 und Regel 11, die in Anlage V 
Regel 4, Regel 5, Regel 6 oder Regel 7 
bzw. die in Anlage VI Regel 3 des Marpol-
Übereinkommens 73/78 in der jeweils 
geltenden Fassung genannten 
Bedingungen erfüllen.“

(https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:02005L0035-20091116) 
(Diese Änderung steht im Zusammenhang mit der Änderung hinsichtlich Artikel 20a (neu), 

mit der vorgeschlagen wird, die Begriffsbestimmung für Schadstoffe in der Richtlinie über die 
Meeresverschmutzung durch Schiffe zu ändern.)

Änderungsantrag 111

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 24 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die Kommission überprüft diese Richtlinie 
spätestens sieben Jahre nach ihrem 
Inkrafttreten und legt die Ergebnisse der 
Überprüfung dem Europäischen Parlament 
und dem Rat vor.

Die Kommission überprüft diese Richtlinie 
spätestens vier Jahre nach ihrem 
Inkrafttreten und legt die Ergebnisse der 
Überprüfung dem Europäischen Parlament 
und dem Rat vor. Die Kommission prüft 
außerdem, ob der Europäischen Agentur 
für die Sicherheit des Seeverkehrs 
(EMSA) zusätzliche Befugnisse zur 
Durchsetzung dieser Richtlinie 
übertragen werden sollten. Dazu könnten 
die Überprüfung und Untersuchung 
etwaiger Mängel von 
Hafenauffangeinrichtungen gemäß 
Artikel 4 gehören.

Änderungsantrag 112

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 25 – Absatz 1 – Unterabsatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die Mitgliedstaaten erlassen und 
veröffentlichen spätestens am 
31. Dezember 2020 die Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften, die erforderlich 
sind, um dieser Richtlinie nachzukommen. 
Sie teilen der Kommission unverzüglich 
den Wortlaut dieser Rechtsvorschriften 

Die Mitgliedstaaten erlassen und 
veröffentlichen spätestens am 
31. Dezember 2020 die Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften, die erforderlich 
sind, um dieser Richtlinie nachzukommen. 
Sie teilen der Kommission unverzüglich 
den Wortlaut dieser Rechtsvorschriften 
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mit. mit. Die Verpflichtungen gemäß Artikel 4 
Absatz 3, Artikel 5 Absatz 2 letzter 
Unterabsatz, Artikel 6 Absatz 2, Artikel 7 
Absatz 3 und Artikel 9 Absatz 3 werden im 
Einklang mit der Richtlinie 2010/65/EU 
angewendet.

Änderungsantrag 113

Vorschlag für eine Richtlinie
Anhang 4 – Zwischenüberschrift 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Kostenarten für den Betrieb und die 
Verwaltung von 
Hafenauffangeinrichtungen

Kosten- und Nettoeinnahmearten im 
Zusammenhang mit dem Betrieb und der 
Verwaltung von 
Hafenauffangeinrichtungen

Änderungsantrag 114

Vorschlag für eine Richtlinie
Anhang 4 – Tabelle – Spalte 2 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

 Einnahmen 
Einkünfte aus dem System der erweiterten 
Herstellerverantwortung und aus 
verfügbaren nationalen und regionalen 
Quellen einschließlich der nachstehend 
aufgeführten Einnahmenelemente.
– Sammlung, Transport und 
Behandlung nicht getrennt gesammelter 
Abfälle (Abfälle, die unter die erweiterte 
Herstellerverantwortung fallen, aber 
nicht getrennt gesammelt wurden, wie 
etwa Abfälle, die gemeinsam mit 
gemischten Siedlungsabfällen gesammelt 
wurden);
– Information und Sensibilisierung 
der Öffentlichkeit;
– Maßnahmen zur Verringerung des 
Abfallaufkommens;
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– Abfallprävention und 
-bewirtschaftung;
– Durchsetzung und Überwachung 
des Systems der erweiterten 
Herstellerverantwortung (einschließlich 
Prüfungen, Maßnahmen gegen 
Selbstvermarkter usw.);
– Verwaltung, Kommunikation und 
Datenmanagement sowie 
Berichterstattung über das Funktionieren 
der gemeinsamen Regelungen;
– Finanzierung im Rahmen des 
EMFF; 
– sonstige für Häfen zur 
Abfallbewirtschaftung und für die 
Fischerei verfügbare Finanzmittel oder 
Beihilfen.

Änderungsantrag 115

Vorschlag für eine Richtlinie
Anhang 4 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Nettoeinnahmen
Nettoeinnahmen aus 
Abfallbewirtschaftungssystemen und 
nationalen/regionalen Fördermitteln, 
einschließlich der nachstehend 
aufgeführten Einnahmenelemente.
– Nettoeinnahmen aufgrund von 
Regelungen der erweiterten 
Herstellerverantwortung;
– sonstige Nettoeinnahmen aus der 
Abfallbewirtschaftung wie etwa 
Recyclingsystemen;
– Finanzierung im Rahmen des 
Europäischen Meeres- und 
Fischereifonds;
– sonstige für Häfen zur 
Abfallbewirtschaftung und für die 
Fischerei verfügbare Finanzmittel oder 
Beihilfen.
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Änderungsantrag 116

Vorschlag für eine Richtlinie
Anhang 5 – Absatz 1 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

[Name des Schiffes einfügen] [IMO-
Nummer einfügen] [Flaggenstaat einfügen]

[Name des Schiffes einfügen] [IMO-
Nummer einfügen] [Flaggenstaat einfügen]

läuft den folgenden Hafen/die folgenden 
Häfen in [Name des Mitgliedstaats 
einfügen] im Liniendienst häufig und 
regelmäßig gemäß einem Fahrplan oder 
einer festgelegten Route an:

läuft den folgenden Hafen/die folgenden 
Häfen in [Name des Mitgliedstaats 
einfügen] im Liniendienst oder bei 
Fangreisen häufig und regelmäßig gemäß 
einem Fahrplan oder einer festgelegten 
Route an:


